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1~ Gesetz: Fort1A'lhlung der Dienstbezi.lgc .an Bedienstete der Gemeinde V.:1icn während freh;:-illiger W:tffenübungen; 
.Änderung. 

6. Ge!etz: Ruhe~ und Versorgungsgenußzulagegesetz 1966; Änderung (4. Novelle 2urn Ruhe~ und Versorgungs­
genußzulagogesetz 1966). 

7. Gesetz: Besokiungsordnu!lg 1967; Anderung (14. Novelle zur Besoldungsordnung 1967). 

n. 
Gesetz vom 15. Dezember 1977, mit dem 
das Gesetz über die Fortzahlung der 
Dienstbezüge an Bedienstete der Gemeinde 
Wien während freiwilliger Waffenübungen 

geändert wird 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz vom 23. Mai ! 977, LGBI. für 
Wien Nr. 24, über die Fortzahlung der Dienst­
bezüge an Bedienstete der Gemeinde Wien 
während freiwilliger Waffenübungen wird wie 
folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 1 bat zu lauten: 

„(1) Die im § 1 getlllnnten Bediensteten be­
halten während einer freiwilligen Waffenübung 
gemäß § 28 c oder § 52 Abs. 1 des Wehrgesetzes, 
BGBI. Nr. 181/1955, in der Fassung des Bundes­
gesetzes BGB!. Nr. 385/1977 den Anspruch au! 
den Momtsbezug und die Nebengebühren (Dienst­
bezüge) nach Maßgabe der Abs. 2 bis 4. Dex 
Anspruch auf Sonderzahlungen und die Mit­
gliedschaft in der Krankenfürsorgeanstalt der 
Bediensteten der Stadt Wien werden durch eine 
freiwillige Waffenübung nicht berührt." 

2. § 2 Abs. 4 hat zu lauten: 

„(4) Ergeben die gemäß Abs. 3 gekürzten 
bzw. um die Beiträge verminderten Teile der 
Dienstbezüge für die gesamte Dauer der Waff<:.n­
ühung einen Betrag, der, auf einen Tag der 
Waffenübung umgerechnet, 6·5 v. H. des Gehaltes 
(einschließlich allfälliger Teuerungszulagen) eines 
Beamten der Gemeinde Wien der Dienstklasse V, 
Gehaltsstufe 2, übersteigt, so gebühren diese 
Teile der Dienstbezüge nur in der Höhe, die 
6·5 v. H. des gemnnten Gehaltes je Tag ent-
spricht." 

Artikel n 
Dieses Gesetz tritt mit 5. August 1977 in Kraft. 

Der Landeshauptmann: Der Landesamtsdirektor! 
Gtatz Bandion 
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6. 
Gesetz vom 15. Dezember 1977, mit dem 
das Ruhe- und Versorgungsgenußzulage­
gesetz 1966 geändert wird (4. Novelle 
zum Ruhe- und Versorgungsgenußzu-

lagegesetz 1966) 

Der Wiener Litndtag hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Ruh.,_ und V ersorgungsgenußzulagegesetz 
1966, LGBI. für Wien Nr. 22/1968, in der Fassung 
der Landesgesetze LGBl. für Wien Nr. 21/1969, 
1/1972 und 25/1975 wird wie folgt gelindert: 

1. § 2 Abs. 2 bat zu lauten: 

„(2) Der Beamte des Dienststandes hat von 
den bezogenen, für die Ruhegenußzulage an­
rechenbaren Nebengebühren einen Pensions~ 
beitrag zu entrichten. Der Pensionsbeitrag beträgt 

a) ab 1. Jiinner 1978 5·5 v. H„ 
b) ab 1. Jänner 1979 6 v. H„ 
c) ab 1. Jänner 1980 6·5 v. H„ 
d) ab 1. Jiinner 1981 7 v. H. 
dieser Nebengebühren." 

2. Dem § 5 ist folgender Abs. 5 anzufügen: 

„(5) Ist im ruhegenußfähigen Monatsbezug 
eines Beamten (§ 5 der Pensionsordnung 1966) 
eine Dienstzulage für leitende Beamte gemäß§ 25 
der Besoldungsordnung 196 7 enthalten, so gebührt 
dem Beamten die Ruhegenußzulage nur insoweit, 
als sie den auf diese Dienstzulage entfallenden 
Teil des Ruhegenusses übersteigt." 

3. § 6 Abs. 4 hat zu lauten: 

„( 4)§5 Abs. 4 und 5 istsinngemiill anzuwenden." 

Artikel II 

Dieses Gesetz tritt mit 1. Jänner 1978 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt Art. 111 Abs. 2 der 11. Novelle 
zur Besoldungsordnung 1967, LGBI. für Wien 
Nr. 24/1976, außer Kraft. 

Der Landeshauptmann: Der Landesamtsdirektor: 
Gratz Bandion 
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